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Antrag 

der Fraktion der KPD 


betr. Annullierung aller Verpflichtungen der 

Bundesregierung betreffend Remilitarisierung, 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Am 5. Mai 1951 hat die amerikanische Presseagentur Associated Press 
die folgende Meldung veröffentlicht : 

An diesem Tage haben amtliche westliche Kreise in London 
bekanntgegeben, die Bundesrepublik habe den westlichen 
Alliierten die Aufstellung einer westdeutschen Armee in Stärke 
von 150 000 Mann und eine starke taktische Luftwaffe vor- 
geschlagen, Diese „Kerntruppe” solle nach dem Vorschlag von 
Bonn General Eisenhower als Oberbefehlshaber der Atlantischen 
Streitkräfte unterstellt werden. 

Der Bundeskanzler wird verpflichtet, sich vor dem Bundestag zu 
rechtfertigen, wer ihn entgegen dem klaren Willen der Bevölkerung, 
die die Remilitarisierung ablehnt, ermächtigt hat, solche Erklärungen 
ohne Befragung des Bundestages abzugeben. 

Der Bundeskanzler wird verpflichtet, dem Bundestag unverzüglich 
alle von ihm ohne Wissen des Bundestages abgegebenen Erklärungen 
und eingegangenen Verpflichtungen über die Bereitstellung west- 
deutscher militärischer Kräfte bekanntzu geben. 

Der Bundeskanzler wird verpflichtet, unverzüglich alle Verhandlungen, 
die sich mit der Aufstellung deutscher militärischer Verbände befassen, 
abzubrechen. Die von der Bundesregierung für diese Verhandlungen 
eingesetzten Generale und Zivilbeauftragten sind mit sofortiger 
Wirkung abzuberufen. 

Der Bundestag erklärt, daß alle bisher von der Bundesregierung 
abgegebenen Erklärungen und eingegangenen Verpflichtungen über 
die Bereitstellung deutscher militärischer Kräfte null und nichtig sind. 


Bonn, den 10. Mai 1951 


Renner und Fraktion 


ßfück : Nt« ftül«. ßniidorl-Sitfbtlft 



